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A. Bericht des Abgeordneten Winkelheide: 

I. Allgemeines 

Bei der Venabs'chiedjujng des Kimidergeldergän- 
zungsigesetzes ihiat der Bundestag foilgende Ent- 
schließung gefaßt (Protokoll der 120. Sitzung vom 
15. Dezember 1955): 

„Die Bundesregieruintg wird ersucht, spätestens 
drei Monate nach Eingang des vom Gesiamtverband 
der Eamilienausigleichskassen zu erstattenden Ge- 
schäftsberichts über die Erfahrungen des ersten 
Geschäftsj'aihres eine Neufassung der drei Kinder- 
geldgesetze voirzulegen. Dabei sind in formieller und 
materieller Hinsicht die bisherigen Erfaihrungen zu 
verwierten.“ 

Der Bundesrat ihat sidi dieser Entschließung an- 
geschlossen (Protokoll der 151. Sitzoong vom 21. De- 
zember 1955). Unter Bezuj^ahme auf diese Ent- 
schließung hat der Bundestaig durch Beschluß vom 
28. Jiuni 1956 (Protokoll der 155. Sitzung) die Bun- 
desregierung ersucht, den geforderten Gesetzent- 
wurf spätestens im Oktober 1956 vorzulegen. In 
diesem Beschluß heißt es weiter: 

„Bei der Neuregelung sollen vor lallem diejenigen 
Härten und Unbilliigkeiten beseitigt werden, die 
nach den zur Zeit igelteniden Bestimmiungen bei der 
Beitragsfestsetzung und Beitragserhebung, insbe- 
sondere bei iden Selbständigen lund freien Berufen, 
entstanden sdnid. 

In diesem Zusaunmenhang ausfallende iFinanzie- 
rungsmittel sind gegebenenfalls lauf den Bundes- 
haushalt zu übernehmen.“ 

Bereits am 30. Mai 1956 hat die Fraktion der 
FDP den Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung 
des Kindergeldes (Kinde rgeldneuoirdnungsgesetz) 
— Drucksache 2421 — aingebracht. Der Bundestag 
hat den Entwurf in seiner 160. Sitzung am 27. Sep- 
tember 1956 zur weiteren Beratung an den Aus- 
schuß für Sozialpolitik überwiesen. 

Die Bundesregierung kam dem ihr durch die g^e- 
nannten Entschließungen erteilten Auftrag — wenn 
auch aus den in den Drucksachen 2933 und 3227 
aufgeführten Gründen verspätet — durch Vorlage 


des Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung von Vorschriften der Kindergeldgesetze 

— Drucksache 3490 — nach. Der Bundestag hat in 
der 212. Sitzung vom 24. Mai 1957 den Entwurf 
zur weiteren Beratung an den Ausschuß für Sozial- 
politik überwiesen. 

Der Ausschuß für Sozialpolitik hat die über- 
wiesenen Entwürfe in der Sitzung vom 21. Juni 
1957 abschließend behandelt. Dabei hat er der 
Beratung iim wesentlichen den Regierungsientwurf 
zugrunde gelegt. Vor Eintritt in die eigentlichen 
Beratungen ist der Geschäftsführer des Gesamt- 
verbandes der Familienausgleichskassen als Sach- 
verständiger gehört worden. 

Im Hinblick auf die Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit war eine grundlegende Erörterung 
aller Probleme der Kinderigeldgesetzgeibunig nicht 
möglich. Es konnten nur Fragen behandelt werden, 
bei 'denen eine sofortige Änderung oder Ergänzung 
der gesetzlichen Vorschriften dringend notwendig 
erschien. Es imuß dem 3. Deutschen Bundestag Vor- 
behalten bleiben, die Frage einer igrund legenden 
Reform der Kindergeldgesetzgebung zu prüfen, 
wobei auch die bevorstehende wirtschaftliche Ein- 
gliederung des Saarlandes mit seinem andersarti- 
gen Familienzulagensystem in Betracht zu ziehen 
sein wird. 

Während der Einrtwurf der Fraktion der FDP 
eine grundsätzlichie Änderung des Systems der bis- 
iherigen Kindergeldgesetzgeibung dairstellt, deren 
Erörterung in dem Ausschuß aus den genannten 
Gründen nicht angebracht erschien, enthält die 
Regierungsvorlage — von einer Erhöhung des 
Kindergeldes labgesehen — ■ im wesentlichen nur 
eine Neuregelung des Beitragswesens. Das Kinder- 
geldgesietz beruht auf dem Grundsiatz, idaß jeder 
einzelne, in einer Familienausgleichskasse zutsam- 
mengefaßte Wirtschaftszweig diie Mittel für die 
Zahlung von Kindergeld an seine Angehörigen zu- 
nächst selbst aufzubrinigen hat, daß laJber im Wege 
der Selbstverwaltung durch den Gesamtverband 
der Familienausgleichskassen ein Ausgleich zu er- 
folgen hat, wenn sich unzumutbare Unterschiede 
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in der Beitragsbelastung ergeben. Der Durchfüh- 
rung dieses Ausgleiches für das Jahr 1955 haben 
sich erhebliche Schwierigkeiten entgegenges teilt. 
Gegen den Ausgleichsbeschluß des Vorstandes des 
Gesanitverbandes vom 4. Juli 1956 haben 15 von 
den beteiligten 36 gewerblichen Familienausgleichs- 
kassen Klage erhoben oder Antrag auf eine ab- 
weichende Regelung im Verordnungswege bei dem 
Bundcsminister für Arbeit gestellt. Im Hinblick auf 
die großen Meinungsverschiedenheiten in der Aus- 
gleichsfrage zwischen den Familienausgleichskassen 
erschien es dem Vorstand des Gesamtverbandes auf 
die Dauer unmöglich, kn Wege der Selbstverwal- 
tung eine befriedigende Regelung zu finden. Er 
kam daher in seinem Bericht für das Jahr 1955 
zu dem Ergebnis, daß ein einheitlicher Beitrag nach 
der Lohnsumme, obwohl er eine beachtliche Ein- 
schränkung des Prinzips der Selbstverwaltung und 
Selbsthilfe der einzelnen Wirtschaftszweige bedeu- 
te, der derzeitigen Regelung vorzuziohen sei. Dem- 
entsprechend sieht der Regierungsentwurf vor, daß 
in dem Gesetz selbst die Beiträge nadi einheitlichen 
Grundsätzen festgelegt werden. 

Nach Einbringung der Regierungs vor läge ist es 
jedoch gelungen, doch noch eine Regelung der Aus- 
gleichsfrage für das Jahr 1956 zu finden, die der 
Vorstand und die Vertreterversammlung des Ge- 
samtverbandes einstimmig angenommen haben und 
die die Zustimmung aller Familienausgleichskassen 
gefunden hat. Danach ist der Ausgleich so durch- 
zuführen, daß die Belastung der ausgleichsberech- 
tiigten Familienausgleichskassen gruindsätzlich nicht 
höher als 10 v. H. über der Belastung der aus- 
gleichspflidatigen Famllienausgleidiskassen liegt. 
Diese Ausgleichsregelung soll auch lür die folgen- 
den Jahre maßgebend sein. Eine gleichmäßige Be- 
lastung aller Wirtschaftszweiige, wie sie der Re- 
gierungsentwurf festlegen wollte, ist damit im 
Wege der Selbstverwaltung annähiernd erreicht 
worden. 

Unter diesen Umständen besteht nach der Auf- 
fassung der Mehrheit des Ausschusses — mag der 
Beschluß des Gesamt verbandes auch unter dem 
Eindruck der Regierungsvorlage erfolgt sein — 
z. Z. keine Notwendigkeit, die Beiträge im Gesetz 
selbst einheitlich festzuselzen. Es kann vielmehr 
der Gedanke der Selbstverwaltung auch auf diesem 
Gebiet erhalten werden, was der Grundkonzeption 
des Kindergeldgesetzes entspricht. Der Verzicht auf 
eine Regelung der Beiträge im Gesetz vermeidet 
■auch die Schwierigkeiten, die sich daraus ergeben, 
daß die Regierungsvorlage die Einziehung der Bei- 
träge der Selbständigen ^in der gewerblichen Wirt- 
schaft und in den freien Berufen für ihre eigene 
Person nach den Einkünften sowie der Landwirte 
nach dem Einheitswert durch die Finanzämter vor- 
sieht, der Bundesrat jedoch einer Einschaltung der 
Finanzämter im Hinblick auf ihre Überlastung 
mit anderen Aufgaben widersprochen hat. In noch 
größerem Maß würden die Bedenken des Bundes- 
rates dem Entwurf der Fraktion der FDP entgegen- 
stehen, wonach die Finanzämter überhaupt Träger 
der Kindergeldzahlung werden sollen. 


Auf der Leistungsseite sieht der Regierungs- 
entwurf eine Erhöhung des Kindergeldes von 25 
aut 30 DM monatlich vor. Der Ausschuß ist ein- 
mütig der Auffassung, daß diese Erhöhung not- 
wendig und möglich ist. Der Ausschuß hat geprüft, 
ob darüber hinaus auch für die Zweitkinder ein 
Kindergeld eingeführt worden solle. Die Mehrheit 
des Ausschusses war jedoch der Auffassung, daß 
dies in dieser Legislaturperiode nicht mötglidi ist, 
da die sozialen Verbesserungen auf anderen Ge- 
bieten, die in der letzten Zeit vorgenommen worden 
sind, den gegenwärtig volkswirtschaftlich gegebe- 
nen Spielraum für die Erhöhung der sozialen Lei- 
stungen ausschöpfon. 


II. Die Vorschriften im einzelnen 

Zu ARTIKEL I (Änderung des Kindergeldgesetzes) 
setzes) 

Zu Nr. 1 

Die Änderung der Begriffe „Stiefkinder“ und 
„uneheliche Kinder“ bedeutet eine Anpassung des 
Kindergeldgesetzes lan die entsprechenden Begriffs- 
bestimmungen, wie sie in dem Arbeiterrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetz vom 23. Februar 
1957 getroffen worden sind. Ferner wird zur Ver- 
meidung von Zweifelsfragen, die sich bei der Aus- 
legung des Kindergeldgesetzes ergeben haben, der 
Begriff des Pflegekindes definiert. 

Zu Nr. 2 

Die Vorschrift der Nr. 2 Buchstabe a dient der 
Vermeidung von Doppelleistungen, wenn für die 
Kinder gleichzeitig ein Anspruch auf Kindergeld 
nach dem Kindergeldgesetz und nach einer außer- 
halb des räumlichen Geltungsbereichs des Kinder- 
geldgesetzes geltenden Regelung besteht Hiervon 
werden insbesondere Grenzgänger nach den Nach- 
barstaaten oder — solange im Saarland und der 
übrigen Bundesrepublik unterschiedliche Rege- 
lungen gelten — nach dem Saarland betroffen. 

Die Vorschrift der Nr. 2 Buchstabe b bedeutet 
eine Erweiterung der Vorschriften des Kindergeld- 
gesetzes, wonach Arbeitnehmern des öffentlichen 
Dienstes bei Anwendung der Kinderzuschlags rege- 
lung des öffentlichen Dienstes kein Anspruch auf 
Kindergeld zusteht, was eine Befreiung ihrer Ar- 
beitgeber von der Beitraigspflicht nach sich zieht. 
Die jetzt geltenden Vorschriften setzen voraus, daß 
es sich bei dem Arbeitgeber um eine Körperschaft 
des öffentlichen Rechts handelt. Es besteht jedoch 
kein innerer Grund, Unternehmen oder Einrich- 
tungen, die zwar in privater Rechtsform betrieben 
werden, aber ausschließlich im Dienst der Allge- 
meinheit stohon und die Kkiderzuschlagregelung 
des öffentlichen Dienstes amwenden, im Rahmen 
der Kindergeldgesetzgebung anders zu behandeln 
als Körperschaften des öffentlichen Rechts. Die vom 
Bundesrat in der Stellungnahme zur Regierungs- 
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vorliage vorgeschlaigone Fass-ung, wonach nur .solche 
Unternehmen in privater Rechtsform, an denen der 
Bund oder eine andere Gebietskörperschaft über- 
wiegend beteiligt ist, den Körperschaften des öf- 
fentlichen Rechts gleichgestellt werden sollen, er- 
schien dem Ausschuß zu eng. Es würden z. B. 
Privalsch-ulen, die öffentliche Schulen ersetzen, und 
Krankenanstalten, die in privater Rechts form von 
Religionsgesellschaften unterhalten werden, nicht 
unter eine solche Gleichstellungsklausel fallen. 
Auch der Wortlaut der Regierungs-Vorlage, wo- 
nach die Gleiclistellung voraussetzt, daß die Unter- 
nehmen in privater Rechtsform dem öffentlichen 
Dienst nahestehen, läßt noch Zweifel offen, ob da- 
nach die Gleichstellung von Anstalten, Einrichtun- 
gen und Ve reinig ungen, die gemeinnützige Zwecke 
verfolgen, in jedem Fall möglich ist. Der Ausschuß 
hat daher eine Fassung beschlossen, die Mißver- 
ständnisse in dieser Richtung ausschlioßt. 

Zu Nr. 3 

Auf die Ausführungen in dem Allgemeinen Teil 
(letzter Absatz) wird verwiesen. 

Zu Nr. 4 

Auf die Ausführungen zu Nr. 2 Buchstabe b wird 
verwiesen. 

Zu Nr. 5 

Aus den im Allgemeinen Teil aufgeführten Grün- 
den ist an den Beitragsvorschriften des Kindorgeld- 
gesetzes grundsätzlich nichts geändert worden. Es 
erschien jedoch zur Entlastung wirtschaftlich 
schwacher Beitragspflichtiger notwendig, die Vor- 
schrift des § 11 Abs. 1 Satz 4 des Kindergeldge- 
setzes, wonach durch die Satzung auch Selbstän- 
dige, deren Jahreseinkommen 4800 DM nicht über- 
steigt, zu Beiträgen herangezogen werden könnten, 
aufzuheben und diese Beitragsfreigrenze zwingend 
festzulegen. Aus dem gleichen Grund erschien eine 
Vorschrift angebracht, wonach die Beitragspflicht 
der Arbeitgeber in der gewerblichen Wirtschaft und 
in den freien Berufen für die Arbeitnehmer ent- 
fällt, wenn die Lohn- und Gehaltssumme des Un- 
ternehmens 6000 DM Lm Jahre nicht übersteigt. Im 
Zusamimenhang mit diesen Änderungen ist der 
Unterabsatz des § 11 Abs. 1 des Kindergeldgesetzes 
neu gefaßt worden. 

Die beschlossenen Änderungen genügen nach der 
Auffassung der Mehrheit des Ausschusses, um den 
dringendsten Notwendigkeiten auf Beseitigung von 
Härten der bisherigen Beitragsvorschriften Rech- 
nung zu tragen. Die Prüfiung, ob weitere Beitrags- 
befreiungen möglich sind, kann erst im Raihmen 
einer größeren Reform erfolgen. 

Zu Nr. 6 

Nach dem Kindergeldgesetz ist die Zugehörigkeit 
der Kinder zum Haushalt des Antragstellers keine 


Voraussetzung für den Anspruch auf Kindergeld. 
An diesem Grundsatz hält der Entwurf — abge- 
sehen von den Stiefkindern — fest. In der Praxis 
hat sich jedoch das Bedürfnis ergeben, Feststellun- 
gen über die Haushailszugohörigkeit der Kinder 
zu treffen, da, wenn die Kinder nicht zum Haushalt 
des Antragstellers gehören, die Gefahr von Doppcl- 
Icisiungen gegeben ist. Der Entwurf gibt den Fa- 
milienausgleichskassen das Recht, die Vorlage einer 
Bescheinigung der Wohngemeindc der Kinder übc'r 
ihre Haushaltszugehörigkeit zu verlangen. 

Zu Nr. 7 

Die Vorschrift des Kindergeldgesetzes, wonach 
in Kindergeldanigelegenheiten das sonst in der 
Sozialgerichtsbarkeit vorgesehene Vorverfahren 
n;cht statLÜndel, hat sich — insbesondere bei Bei- 
tragsstreitigkeiten — nicht bewährt. Der Entwurf 
sieht daher künftig ein solches Vorverfahren vor. 

Zu Nr. 8 

Das Kindergeldgesetz sieht in § 37 die Einfüh- 
rung einer Kindergeld karte durch Rechts Verord- 
nung mit der Maßgabe vor, daß die Zahlung an 
den Inhaber der Kindergeldkarte befreiende Wir- 
kung hat. Die Erörterungen der Bundesregiei’ung 
haben jedoch ergeben, daß die Wohngemeinden, 
die die Kindergcldkarte ausstellen sollen, die Vor- 
aussetzungen für den Anspruch auf Kindergeld, 
insbesondere das Fehlen von Ausschließungsgrün- 
den (z. B. § 3 Abs. 2 des KGG) nur unvollkommen 
r.achprülen können. Die Einführung einer Kinder- 
geddkarte, am deren Inhaber mit befrei enrl er Wir- 
kung gezahlt werden kann, ließ sich unter solchen 
Umständen nicht rechtfertigen. Der Entwurf gibt 
daher der Kindergeldkarte nur noch die Bedeutung 
einer Bescheinigung, daß dem Haushalt des Inha- 
bers drei oder mehr Kinder unter 18 Jahren ange- 
hören; sie soll lediglich der Erleichterung des Nach- 
weises der Berechtigung dienen. 


Zu ARTIKEL II (Änderung des Kindergeldanpas- 
sungsgesetzes) 

Die Vorschrift paßt die Leistungen für dritte 
und weitere Kinder in der Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitslosenhilfe an die vorgesehene Erhö- 
hung des Kindergeldes im Kindergeldgesetz an. 


Zu ARTIKEL III (Änderung des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes) 

Zu Nr. 1 

Wegen des unter Nr. 1 Buchstabe a vorgesehenen 
Zusiatzes zu § 2 Abs. 1 des Kindergeldergänzungs- 
gesetzes wird auf die Ausführungen zu Artikel I 
Nr. 2 Buchstabe b verwiesen. 
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Die unter Nr. 1 Buchst albe b vorgesehene Ände- 
rung von § 2 Abs. 3 des Kindergeldergänz-ungs- 
gesetzes erscheint aus folgenden Gründen ange- 
bracht: 

Nach der derzeit geltenden Fassung wird der 
Anspruch auf Kindergeld von nicht erwerbstätigen 
Personen ausgeschlossen, wenn ein Elternteil des 
Kindes außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes 
erwerbstätig ist. Danach steht einer nicht erwerbs- 
tätigen Mutter ein Anspruch auf Kindergeld für 
ihre Kinder selbst dann nicht zu, wenn der Ehe- 
mann einer Erwerbstätigkeit im Ausland nachgeht, 
ohne für die Eamilie zu sorgen. Um die damit ver- 
bundenen Härten zu vermeiden, soll nach der Fas- 
sung des Entwurfs der Ausschluß des Kindergeld- 
anspruchs nur ein tr eten, wenn die Kinder ihren 
Unterhaltsanspruch gegen den im Ausland erwerbs- 
tätigen Elternteil verwirklichen können. 


Zu Nr. 2 

Nach der Kindergeldgesetzgebung 'ist bei einem 
Wechsel der Zuständigkeit der neue Träger der 
Kindergeldzaihluing 'an die Feststellung des bis- 
herigen Trägers üiber das Vorliegen der Anspruchs- 
voraussetzung nicht gebunden. Er kann vielmehr 
das VorliC'gen dieser Voraussetzung erneut in eige- 
ner Zuständigkeit nachprüfen. Es muß jedoch ver- 
mieden werden, daß eine solche Nachprüfung durch 
den neuen Träger zu einer Unterbrechung der bis- 
herigen Auszahlung des Kindergeldes führt. Der 
Entwurf sieht daher vor, daß in solchen Fällen der 
neue Träger der Kindiergolidzahlung das Kinder- 
geld vorläufig, ggf. unter Vorbehalt, zu zahlen hat. 


Zu ARTIKEL IV (Änderung des Bundes Versor- 
gungsgesetzes) 

Auf die Ausführungen zu Artikel I Nr. 2 Buch- 
stabe b wird verwiesen. 


Zu ARTIKEL V (Änderunig des Unfallzulagen- 
gesetzes) 

Artikel V paßt die Vorschriften über die Höhe 
der Kinderzulagen in dem Unfallzulagengesetz an 
die vorgesehene ErhÖihung des Kindergeldges-etzes 
an, da nach dem Stand der Beratungen des Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts 
der gesetzlichen Unfallversicherung nicht mehr da- 
mit gerechnet werden kann, daß in dieser Degis- 
laturperio'de eine Neuregelung der Vorschriften 
über die Kinderzulagen in der Unfallversicherung, 
wie sie der geniannte Entwurf enthält, erfolgt. Die 
bisherigen Vorschriften des Unfallzulag engesetz es 
über das Zusammentreffen vo<n Kinderzulagen aus 
der Unfallversicherung und Kinderzuschüssen aus 
den Rentenversicherungen sind im Hinblick 'auf 
§ 1278 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsigesetzes in die Neufassung des Unf allzu! agen- 
gesetzes nicht übernommen worden. 

Zu ARTIKEL VI (Geltung im Land Berlin 'Und im 
Saarland) 

Da die Kindergeldgesetzgebung im Saarland 
nicht 'gilt, ist das Saarliand auch von dem Geltungs- 
bereich der Novelle ausgenommen. 

Zu ARTIKEL VII (Inkrafttreten) 

Der vorgesehene Termin für das Inkrafttreten 
des Gesetzes mit dem Beginn des zweiten Kalender- 
monats nach der Verkündung läßt den lauszahlen- 
den Stellen, insbesOindore der Post, die notwendige 
Zeit zur Umstellung auf den höheren Betrag des 
Kindergeldes. Die Vorschriften über die neuen Bei- 
tragsfreigrenzen sollen jedoch erst am 1. Januar 
1958 in Kraft treten, da ^die Beiträge für das Jahr 
1957 zum Teil bereits gezaiblt sind. 

Bonn, den 25. Juni 1957 

Winkelheide 

B e r i cht e rs ta t ter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 3490 — in 'der 
nachstehenden Fassung .anzunehmen, 

2. den von der Fraktion der FDP eingobrachten 
Entwurf .eines Gesetzes über d'ie Neuordnung 
des Kindergeldes (Kindergeldneu Ordnungsgesetz) 
— Drucksache 2421 — als durch die Beschluß- 
fassu.ng zu Nr. 1 erledigt abzulehnen. 

Bonn, den 21. Juni 1957 

Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Arndgen Winkelheide 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 28. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung von Vorschriften 
der Kindergeldgesetze 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz besdilossen: 

Artikel I 

Änderung des Kindergeldgesetzes 

Das Gesetz über die Gewährung von 
Kindergeld und die Errichtung von Familien- 
ausgleichskassen (Kindergeldgesetz) vom 
13. November 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 333) 
unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch das Gesetz zur Ergänzung des Kinder- 
geldgesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz — 
KGEG) vom 23. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 841) und das Gesetz über 
die Sicherung des Unterhalts für Angehörige 
der zum Wehrdienst einberufenen Wehr- 
pflichtigen (Unterhaltssicherungsgesetz) vom 

1957 (Bundesgesetzbl. IS.. ) 

wird wie folgt geändert und ergänzt; 

1. In § 2 erhält 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 folgende Fas- 
sung: 

„2. Stiefkinder, die in den Haushalt 
des Stiefvaters oder der Stief- 
mutter auf genommen sind,“; 

b) Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 folgende Fas- 
sung: 

„5. uneheliche Kinder (im Verhältnis 
zu dem Vater jedoch nur, wenn 
seine Vaterschaft oder seine Unter- 
haltspflicht festgestellt ist),“; 

c) Absatz 1 Satz 3 folgende Fassung: 

„Pflegekinder sind Kinder, die in den 
Haushalt von Personen aufgenommen 


sind, mit denen sie ein familienähn- 
liches, auf längere Dauer berechnetes 
Band verknüpft, wenn diese zu dem 
Unterhalt der Kinder nicht unerheb- 
lich beitragen; Kinder, die in den 
Haushalt von Großeltern oder Ge- 
schwistern aufgenommen sind oder 
von ihnen überwiegend unterhalten 
werden, gelten als Pflegekinder.“ 

2. 5 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird der Punkt am Ende 
von Nummer 8 durch ein Komma er- 
setzt und als Nummer 9 angefügt: 

„9. von Personen, die für das dritte 
oder weitere Kind auf Grund von 
außerhalb des räumlichen Gel- 
tungsbereichs dieses Gesetzes gel- 
tenden Vorschriften dem Kinder- 
geld vergleichbare Leistungen er- 
halten, die mindestens dem Kin- 
dergeld nach § 4 Abs. 1 ent- 
sprechen.“ 

b) Als neuer Absatz 3 wird angefügt; 

„(3) Den Körperschaften, Anstalten 
und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts sind auf ihren Antrag Ver- 
waltungen und Betriebe, die dem 
öffentlichen Dienst nahestehen, so- 
wie Anstalten, Einrichtungen und 
Vereinigungen mit gemeinnützigem 
Charakter ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform gleichzustellen, wenn auf 
ihre Arbeitnehmer Regelungen an- 
gewendet werden, die mindestens den 
allgemeinen tariflichen Bestimmungen 
des Bundes oder der Länder über 
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Kinderzuschläge entsprechen. Über 
den Antrag entsdheldet die für die 
Verwaltung oder den Betrieb zustän- 
dige Familienausgleichskasse.“ 

3. In § 4 Abs. 1 wird die Zahl „25“ durch 
^ die Zahl „30“ ersetzt. 

4. In § 10 Abs. 2 wird als Satz 2 folgender 
^ Satz angefügt: 

„Dies gilt auch für die den Körperschaf- 
ten, Anstalten und Stiftungen des öffent- 
lichen Rechts nach § 3 Abs. 3 gleich- 
gestellten Verwaltungen, Betriebe, Anstal- 
ten, Einrichtungen und Vereinigungen.“ 

5. § 11 Abs. 1 Sätze 3 bis 9 erhalten fol- 
^ gende Fassung: 

„Selbständige sind von der Beitrags- 
pflicht für ihre Person befreit, sofern ihr 
Einkommen 4800 Deutsche Mark im 
Jahr nicht übersteigt. Die Befreiung von 
der Beitragspflicht entfällt, wenn nicht 
innerhalb von drei Monaten nach der 
Beitragsanforderung der Familienaus- 
gleichskasse der letzte Einkommensteuer- 
bescheid oder eine Bescheinigung des 
Finanzamts über die Nichtveranlagung 
zur Einkommensteuer vorgelegt wird. 
Selbständige sind von der Beitragspflicht 
für einen in ihrem Unternehmen mit- 
helfenden Familienangehörigen befreit. 
Unternehmer sind von der Beitragspflicht 
für Arbeitnehmer befreit, wenn die 
Lohn- und Gehaltssumme ihres Unter- 
nehmens 6000 Deutsche Mark im Jahr 
nicht übersteigt. Die Satzung kann be- 
stimmen, daß Unternehmer von der 
Beitragspflicht befreit sind, wenn die in 
ihrem Unternehmen von den Arbeit- 
nehmern geleistete Zahl der Arbeitstage 
300 im Jahr nicht übersteigt, wobei je- 
weils acht Arbeitsstunden als ein Arbeits- 
tag zu rechnen sind; in diesem Fall findet 
Satz 6 keine Anwendung. Die Satzung 
kann weitere Gruppen von Beitrags- 
pflichtigen von der Beitragspflicht be- 
freien, wenn das von diesen Gruppen zu 
erwartende Beitragsaufkommen in kei- 
nem angemessenen Verhältnis zu den 
Kosten der Beitragseinziehung stehen 
würde. Das Nähere über die Berechnung 
der Beiträge und die Befreiung von der 
Beitragspflicht bestimmt die Satzung.“ 

6. In § 25 Abs. 2 wird folgender Satz 3 an- 
♦ gefügt: 


„Sind die Kinder, die bei der Begrün- 
dung des Anspruchs auf Kindergeld mit- 
rechnen, nicht auf einer von dem Antrag- 
steller vorgelegten Kindergeldkarte ein- 
getragen, so hat der Antragsteller auf 
Verlangen der Familienausgleichskasse 
eine Bescheinigung der Wohngemeinde 
der Kinder über die Haushaltszugehörig- 
keit der Kinder beizufügen.“ 

7. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Für das Verfahren gelten die Vor- 
schriften des Sozialgerichtsgesetzes mit 
der Maßgabe, daß 

1. im Falle des § 32 Abs. 4 der Befreite 
auf Antrag beizuladen ist, 

2. die Berufung nicht zulässig ist, soweit 
sie den Beginn oder das Ende des An- 
spruchs auf Kindergeld betrifft.“ 

8. § 37 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden die Worte „bis 
spätestens zum 1. Oktober 1955 zur 
Erleichterung des Nachweises der Be- 
rechtigung“ durch die Worte „zur 
Erleichterung des Nachweises der Be- 
rechtigung von Personen, deren Haus- 
halt drei oder mehr Kinder, die das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, angehören“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Nr. 2 wird gestrichen; 
Nummer 3 wird Nummer 2.“ 


Artikel II 

Änderung des Kindergeldanpassungsgesetzes 

In § 4 Abs. 1, § 6 Abs. 2 Nr. 2 und § 11 
des Gesetzes über die Anpassung der Leistun- 
gen für Kinder in der gesetzlichen Unfall- 
versicherung, In den gesetzlichen Renten- 
versicherungen, in der Arbeitslosenversiche- 
rung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der 
Kriegsopferversorgung an das Kinder- 
geldgesetz (Kindergeldanpassungsgesetz — 
KGAG) vom 7. Januar 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 17) in der Fassung des Gesetzes 
zur Ergänzung des Kindergeldgesetzes (Kin- 
dergeldergänzungsgesetz — KGEG) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) 
wird jeweils die Zahl „25“ oder das Wort 
„fünfundzwanzig“ durch die Zahl „30“ oder 
das Wort „dreißig“ ersetzt. 
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Artikel III 

Änderung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kinder- 
geldgesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz — 
KGEG) vom 23. Dezember 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 841) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt; 

„§ 3 Abs. 3 des Kindergeldgesetzes 
ist entsprechend anzuwenden.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Anspruch auf Kindergeld nach 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 besteht weiterhin 
nicht für Kinder von Personen, die 
ihr Einkommen ganz oder überwie- 
gend aus einer Erwerbstätigkeit 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes beziehen; dies gilt nicht, 
wenn die Kinder Unterhaltsansprü- 
che, die ihnen gegen diese Personen 
zustehen, nicht verwirklichen kön- 
nen.“ 

2. In § 4 wird als neuer Absatz 5 angefügt: 

♦ 

„(5) Geht die Zuständigkeit für die Kin- 
dergeldgewährung von einem der in Ab- 
satz 1 aufgeführten Träger der Kinder- 
geldzahlung auf einen anderen dieser 
Träger über, so hat der letztere, wenn 
bisher Kindergeld gewährt worden ist, 
das Kindergeld unbeschadet seines Prü- 
fungsrechts vorläufig weiterzugewähren; 
er kann sich dabei die Rückforderung 
Vorbehalten.“ 

Artikel IV 

Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 

In § 34 a Abs. 2 Buchstabe b des Gesetzes 
über die Versorgung der Opfer des Krieges 
(Bundesversorgungsgesetz) in der Fassung 
vom 6. Juni 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 463) 
unter Berücksichtigung des Änderungs- 
gesetzes vom 1957 (Bundes- 

gesetzbl. IS. ) werden nach dem Wort 


„Rechts“ die Worte „sowie der diesen nadi 
dem Kindergeldgesetz oder dem Kinder- 
geldergänzungsgesetz gleichgestellten Ver- 
waltungen, Betriebe, Anstalten, Einrich- 
tungen und Vereinigungen“, ferner nach 
dem Wort „Dienstherren“ die Worte „oder 
ihre Arbeitgeber“ eingefügt. 

Artikel V 

Änderung des Unfallzulagengesetzes 

Im § 6 Abs. 7 des Gesetzes über Zulagen 
und Mindestleistungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung und zur Überleitung des 
Unfallversicherungsrechtes im Lande Berlin 
vom 29, April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 253) 
in der Fassung des § 14 des Kindergeldergän- 
zungsgesetzes vom 23. Dezember 1955 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 841) erhält der Satz 1 fol- 
gende Fassung: 

„Beträgt die Kinderzulage für das dritte und 
jedes weitere Kind weniger als dreißig Deut- 
sche Mark, so wird sie auf diesen Betrag er- 
höht; bezieht der Verletzte mehrere Renten 
aus der Unfallversicherung und betragen die 
Kinderzulagen zusammen weniger als dreißig 
Deutsche Mark für das dritte und jedes wei- 
tere Kind, so sind diese Kinderzulagen an- 
teilmäßig zu erhöhen.“ 

Artikel VI 

Geltung im Land Berlin und im Saarland 

1. Dieses Gesetz gilt nach § 12 Abs. 1 und 
§ 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch Im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund dieses Gesetzes er- 
lassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

2. Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel VII 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
zweiten Kalendermonats nach seiner Verkün- 
dung, Artikel I Nr. 5 jedoch am 1. Januar 
1958 In Kraft. 



